Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 699 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
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Berichterstatter: 
x\bgeordnetcr Hoogen 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 33. Sitzung am 2. Juli 1954 
beschlossene Gesetz über den Erlaß von Strafen und Geldbußen 
und die Niederschlagung von Strafverfahren und Bußgeldverfahren 
(Straffreiheitsgesetz 1954) wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über- 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 9. Juli 1954 


Der Vermittlungsausschuß 

Kopf Hoogen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über den Erlaß von Strafen und Geldbußen 
und die Niederschlagung von Strafverfahren 
und Bußgeldverfahren 
(Straffreiheitsgesetz 1954) 


1 . § 1 

In § 1 ist das Datum „1. Januar 1954“ 
zu ersetzen durch das Datum „1- Dezem- 
ber 1953“. 

2. § 4 

In § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a und b sowie 
Nr. 2 und in § 4 Abs. 3 ist das Datum 
„1- Januar 1954“ zu ersetzen durch das 
Datum „1. Dezember 1953“. 

3. § 5 

In § 5 sind nach dem Wort „Geldstrafe“ 
die Worte einzufügen „bis zu 20 000 
Deutsche Mark“. 

4. § 9 

a) In § 9 Abs. 1 sind die Worte 
„Doppelehe 

(§ 171 des Strafgesetzbuchs),“ 

zu streichen und zu ersetzen durch 
folgende Worte: 


„Flucht bei Verkehrsunfällen 
(§ 142 des Strafgesetzbuchs),“ 

b) In § 9 Abs. 1 sind nach den Worten 
„Raub und räuberische Erpressung 
(§§ 249 bis 252, 255 des Strafgesetz- 
buchs),“ 

einzufügen die Worte 

„vorsätzliche Gefährdung des Straßen- 
verkehrs durch Trunkenheit (§ 315 a 
Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuchs),“. 

5. § 23 

In § 23 sind die Worte 

„ohne Rücksicht auf die Höhe der Geld- 
buße gewährt.“ 

zu ersetzen durch die Worte: 

„gewährt, wenn eine Geldbuße bis zu 
30 000 Deutsche Mark verhängt oder zu 
erwarten ist.“. 



